Gele8- Sammlung 
für die ö 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr 53. 


(Nr. 4831.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend den mit der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft unterm 17. September 1856. abgeſchloſſenen Betriebs-Ueberlaſſungs⸗ 
Vertrag. Vom 13. Oktober 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem mit der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft unterm 17. Sep⸗ 
tember 1856. der anliegende Vertrag abgeſchloſſen iſt, wollen Wir dieſen Ver⸗ 
trag unter landesherrlicher Beftätigung der darin enthaltenen Statut⸗Aenderun⸗ 
gen, insbeſondere auch der darin vorgeſehenen Vermehrung des Anlagekapitals 
durch Ausgabe von ferneren 63,031 Stuͤck Stammaktien Litt. C. zu Einhundert 
Thalern hierdurch genehmigen. 


Dieſe Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ö 


Gegeben Berlin, den 13. Oktober 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


/ 


Sabrgang 1856. (Nr. 4531.) | 112 Zwiſchen 
Ausgegeben zu Berlin den 23. Oktober 1856. a 
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wiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen 
Regierungsrath und iſenbahnkommiſſarius v. Noſtitz, einerſeits, 


und a 


dem Verwaltungsrathe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, bevollmaͤchtigt 
durch den Beſchluß der Generalverſammlung vom 25. Auguſt d. J., ande⸗ 
rerſeits, 


iſt vorbehaltlich der Allerhoͤchſten Genehmigung heute folgender Vertrag abge⸗ 
ſchloſſen worden. 


§. 1. 


Der Staat uͤbernimmt fuͤr Rechnung der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft die weitere Ausfuͤhrung des Baues, ſowie die Verwaltung und 
den Betrieb ſaͤmmtlicher, das Oberſchleſiſche Eiſenbahnunternehmen bildenden 
Bahnunternehmungen, ohne jede weitere Beſchraͤnkung, als in dieſem Vertrage 
ſelbſt naͤher beſtimmt iſt. 


H. 2. 


Zu dem Ende wird unter der Firma: 
„Königliche. Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn“, 


von dem Königlichen Miniſterium für Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbei⸗ 
ten eine Direktion beſtellt, welche in Breslau ihren Sitz und innerhalb des ihr 
zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes die Rechte und Pflichten einer oͤffentlichen Be⸗ 
hoͤrde haben ſoll. Auf dieſelbe gehen alle, in dem Geſellſchaftsſtatute und 
deſſen Nachtraͤgen den Geſellſchaftsbehoͤrden und der Generalverſammlung bei⸗ 
gelegten Befugniſſe und Obliegenheiten mit Ausnahme der in den HH. 8. und 
10. des Vertrages ſpeziell gedachten Faͤlle uͤber. 


Die Koͤnigliche Direktion iſt der Vorſtand der Geſellſchaft und vertritt 
dieſelbe gerichtlich und außergerichtlich. Die Königliche Direktion tritt ferner 
in alle bereits beſtehenden geſetzlichen und ſpeziellen Rechte und Verbindlichkei⸗ 
ten der bisherigen ee namentlich auch in alle geſchloſſenen Voll⸗ 
machts⸗ und Dienſt⸗Vertraͤge mit den vorhandenen Geſellſchaftsbeamten ein. 


Die Koſten dieſer Verwaltung (Gehaͤlter, Reiſe- und Buͤreau⸗Koſten) 
werden aus dem Fonds der Geſellſchaft beſtritten, jedoch bleibt dem Staate 


vorbehalten, der Direktion auch die Leitung des Baues und Betriebes anſchlie⸗ 


ßender Bahnen mit zu uͤbertragen, in welchem Falle die Gehaͤlter und ſonſtige 
Koſten der Centralverwaltung nach Verhaͤltniß der Meilenzahl der verwalteten 
Bahnen unter die verſchiedenen Eiſenbahnunternehmungen vertheilt werden. 


9. 3. 
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H. 3. 


Um der Geſellſchaft eine Mitwirkung bei Ausfuͤhrung der Bauten und 
bei Leitung des Unternehmens zu gewaͤhren, ſoll ein Verwaltungsrath von 
funfzehn gewaͤhlten Mitgliedern und ſechs Stellvertretern beibehalten werden, 
welche in Breslau ihren Wohnſitz haben muͤſſen. Die Mitglieder und die 
Stellvertreter muͤſſen wenigſtens zehn Aktien beſitzen, welche waͤhrend der Amts⸗ 
dauer bei der Koͤniglichen Direktion deponirt werden. 

Der gegenwärtige Juſtitiarius der Geſellſchaft bleibt außerdem fuͤr die 
Dauer ſeines Amtes ſitz- und ſtimmberechtigtes Mitglied des Verwaltungs⸗ 
rathes, auf deſſen Mitglieder und Stellvertreter im Uebrigen die Beſtimmun⸗ 
gen des §. 36. des Geſellſchaftsſtatutes Anwendung finden. 


H. 4. 


Dieſer Verwaltungsrath (§. 3.) wird bis zum Schluſſe des Jahres 
1857. durch die Mitglieder und Stellvertreter des jetzigen Verwaltungsrathes 
(mit Ausſchluß des vom Staate bisher ernannten Mitgliedes) gebildet. Mit 
dem 1. Januar 1858. ſcheidet ein Drittel der gewählten Mitglieder und zwölf 
Stellvertreter und demnaͤchſt jaͤhrlich zum 1. Januar ein Drittel ſowohl der 
Mitglieder als der Stellvertreter aus. Dieſes Ausſcheiden erfolgt nach dem 
Amtsalter und, ſoweit letzteres von gleicher Dauer iſt, durch das Loos. Die 
Auslooſung wird vier Wochen vor der ordentlichen Generalverſammlung durch 
den Verwaltungsrath ſelbſt vorgenommen. Vom Schluſſe des Jahres 1860. 
ab iſt die Amtsdauer der gewaͤhlten Mitglieder und Stellvertreter eine drei⸗ 
jaͤhrige. Die Stellen der Ausſcheidenden werden durch die ordentliche Gene⸗ 
ralverſammlung wieder beſetzt, jedoch werden ſtatt der mit dem 1. Januar 1859, 
ausſcheidenden zwölf Stellvertreter blos zwei neu gewaͤhlt. Die Ausſcheiden⸗ 
den ſind wieder waͤhlbar. i 


H. 3. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und 
einen Stellvertreter deſſelben. i i 


F. 6. - 


Die Stellvertreter werden von dem Vorſitzenden des Verwaltungsrathes 
nur bei eintretendem Beduͤrfniß, und zwar nach der Reihenfolge des Dienſt⸗ 
alters einberufen, bei gleichem Dienſtalter aber nach der Zahl der Stimmen, 
mit denen ſie gewaͤhlt worden ſind. Außer dieſem Falle haben ſie in den Ver⸗ 
ſammlungen des Verwaltungsrathes keine Stimme. 


§. 7. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich auf moͤglichſt zeitige ſchriftliche 
(Nr. 4531.) . — 14 8 Ein⸗ 
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Einladung ſeines Vorſitzenden, ſo oft dieſer es noͤthig erachtet, oder die Direktion 
hien erſucht, oder mindeſtens drei Mitglieder einen motivirten Antrag hierauf 
richten. N 

Die Gegenſtaͤnde der Berathung muͤſſen in der Einladung bezeichnet wer— 
den. Die Beſchluͤſſe werden kollegialiſch gefaßt. Bei Gleichheit der Stimmen 
giebt die des Vorſitzenden den Ausſchlag. Zur Beſchlußfaͤhigkeit bedarf es der 
Anweſenheit von mindeſtens neun Mitgliedern oder Stellvertretern. 


H. 8. 


Ohne Zuſtimmung des Verwaltungsrathes, welcher die Rechte und Inter⸗ 
eſſen der Geſellſchaft der Koͤniglichen Eiſenbahndirektion gegenuͤber wahrnimmt, 
ſoll der Tarif nicht unter die Perſonengeldſaͤtze von ſechs Silbergroſchen fuͤr 
die erſte, vier und einen halben Silbergroſchen für die zweite und drei Silber⸗ 
groſchen fuͤr die dritte Wagenklaſſe pro Perſon und Meile, im Uebrigen aber 
nicht unter die Saͤtze des Tarifs fuͤr die Koͤnigliche Oſtbahn vom 1. Januar 
1854. ermaͤßigt werden. 

Außerdem iſt der Verwaltungsrath in allen wichtigen Angelegenheiten, 
insbeſondere bei Beſchaffung des Mehrbedarfs zur Vollendung der verſchiede⸗ 
nen Bahnbauten, bei Ausſchreibung der Einzahlungen auf die Aktien, bei 
Bemeſſung der dem Reſervefonds zu uͤberweiſenden Summen, bei der Feſtſtel⸗ 
lung und Abaͤnderung der Fahrplaͤne und der Tarife, ſowie bei Feſtſetzung der 


Dividenden mit feinem Gutachten zu hören und — dringend eilige Falle aus⸗ 


genommen — iſt ſeine abweichende Anſicht von der Koͤniglichen Direktion dem 
Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten zur Entſcheidung 
einzureichen. Vor dem Beginn eines neuen Bahnbaues iſt das Gutachten des 
Verwaltungsrathes in Betreff der Richtung der Bahnlinie, bevor fuͤr dieſelbe 
die Genehmigung des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbei- 
ten (Geſetz vom 3. November 1838. H. 4.) nachgeſucht wird, ſowie über alle 
fuͤr Rechnung der Geſellſchaft auszufuͤhrenden Bauten, einzuholen, uͤber welche 
ihm deshalb die betreffenden Plaͤne, Zeichnungen und Koſtenanſchlaͤge von der 
Koͤniglichen Direktion rechtzeitig vorzulegen ſind. 


H. 9. 


Dem Verwaltungsrathe wird nach vollendetem Bau jeder der betreffen⸗ 


den Bahnſtrecken die bezuͤgliche Baurechnung und uͤber den Betrieb des Unter: 
nehmens in der erſten Halfte des auf das betreffende Betriebsjahr folgenden 
Jahres die Betriebsrechnung zur Prüfung und Decharge-Ertheilung vorgelegt. 
Diejenigen Erinnerungen gegen die Rechnungen, welche nicht ſchon durch die 
Königliche Direktion ſelbſt erledigt worden, werden durch den Verwaltungs- 
rath dem Koͤniglichen Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbei⸗ 
ten vorgelegt, welchem daruͤber die ſchließliche Entſcheidung zuſteht. 


H. 10. 


Die Generalverſammlungen werden von dem Vorſitzenden des Verwal⸗ 
tungsrathes berufen und in Breslau abgehalten. 
Im 


5 Im dritten Quartale jeden Jahres findet die ordentliche Generalverſamm⸗ 

lung ſtatt, in welcher der Geſchaͤftsbericht der Koͤniglichen Direktion fuͤr das 
verfloſſene Jahr, ſowie der Bericht des Verwaltungsrathes uͤber die Pruͤfung 
der Rechnung des verfloſſenen Jahres, unter Vorlegung des Rechnungsabſchluſ⸗ 
ſes, erſtattet, ferner auch die Wahl der Mitglieder und Stellvertreter des Ver⸗ 
waltungsrathes fuͤr das naͤchſte, mit dem 1. Januar des folgenden Jahres begin⸗ 
nende Geſchaͤftsjahr, vorgenommen wird. 

In Angelegenheiten der Verwaltung und des Betriebes, ſowie der Aus⸗ 
fuͤhrung von bereits beſchloſſenen Bahnen, — zu denen insbeſondere auch die 
im H. 13. aufgefuͤhrten Bahnen gehoͤren, — ſteht der Generalverſammlung 
eine, fuͤr die Direktion bindende, Beſchlußnahme nicht zu. 

Dagegen koͤnnen ohne Genehmigung der Generalverſammlung nicht 
ſtattfinden: 

a) a und Ergänzungen dieſes Vertrages, ſowie des Geſellſchafts⸗ 
tatutes; 
b) Erwerb fremder und Anlage neuer Bahnen; | 
c) Betheiligung der Geſellſchaft an anderen Bahnunternehmungen, Weber 
nahme des Transportes auf fremden Bahnen; 
d) Auflöfung der Geſellſchaft oder Fuſion derſelben mit andern Eiſenbahn⸗ 

Geſellſchaften. 

Zur Guͤltigkeit der Beſchluͤſſe in den vorſtehend sub a., b., c. und d. 
genannten Faͤllen bedarf es der Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen 
und der Genehmigung des Staates, waͤhrend bei den gewoͤhnlichen Geſchaͤfts⸗ 
Angelegenheiten der ordentlichen Generalverſammlung die abſolute Mehrheit 
der vertretenen Stimmen genuͤgt und bei Stimmengleichheit die Stimme des 
Vorſitzenden des Verwaltungsrathes den Ausſchlag giebt. 


. 
Die Wahl der Mitglieder und Stellvertreter des Verwaltungsrathes 
erfolgt nach den Beſtimmungen des H. 33. des Geſellſchaftsſtatutes mit der ſich 
von ſelbſt ergebenden Einſchraͤnkung auf nur zweifaches Skrutinium. 


$. 12. 


Das Protokoll in den Generalverſammlungen, welchem ein von dem 
Syndikus oder Notar zu beglaubigendes Verzeichniß der erſchienenen Aktio⸗ 
naire und deren Stimmenzahl beizufuͤgen iſt, hat vollkommen beweiſende Kraft 
für den Inhalt der gefaßten Beſchluͤſſe, wird durch den Syndikus der Geſell⸗ 
ſchaft oder einen Notar gefuͤhrt und von den anweſenden Direktions- und 
Verwaltungsraths-Mitgliedern resp. Stellvertretern vollzogen. 

Den Vorſitz in den Generalverſammlungen fuͤhrt der Vorſitzende des 
Verwaltungsrathes. | 


H. 13. 


Fuͤr den Fall, daß nachſtehende Eiſenbahnen: 
a) von Poſen nach Bromberg, 
(Nr. 4631.) b) von 
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p) von Tarnowitz tiber Ruda zum Anſchluſſe an die Nendza⸗Nicolaier 
Zweigbahn, 5 8 
c) vom Bahnhofe bei Schwientochlowitz nach Koͤnigshuͤtte, 
d) von Breslau auf dem rechten Oderufer nach Oberſchleſien, Erb 
e) zur direkten Verbindung der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn mit der Kaiſer⸗ 
lich Ruſſiſchen Warſchau⸗Wiener Eiſenbahn, 
zuſammen oder einzeln zur Ausfuͤhrung landesherrlich genehmigt werden, wird 
der Staat die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft bei Ertheilung der Konzeſ⸗ 
ſion vor allen ſonſtigen Bewerbern beruͤckſichtigen. 


H. 14. 


Fuͤr die Erweiterung (F. 13.) und vollftändige Ausruͤſtung des Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahnunternehmens werden 6,303,100 Rthlr. neue Stammaktien 
Litt. C. emittirt. : 

Den Inhabern der Stammaktien Litt. A. und B. wird das Recht ein⸗ 
geraͤumt, innerhalb einer bekannt zu machenden praͤkluſiviſchen Friſt auf jede 
alte Aktie eine neue Aktie Litt. C. zum Parikurſe zu zeichnen. Bis Ende 1857 
werden dieſe Aktien Litt. G. mit 4 Prozent verzinſt. Vom 1. Januar 1858 
ab nehmen ſie nach Verhaͤltniß der darauf geleiſteten Einzahlungen resp. nach 
Verhaͤltniß der ſeit der Einzahlung verfloſſenen Zeit, gleich den Stammaktien 
A. und B., an Zinſen und Dividenden Theil. f 

Soweit das fuͤr die Aktien Litt. C. aufgekommene Kapital auf den Bau 
von Bahnen verwendet worden, welche bis Ende 1857 noch nicht dem Betriebe 
übergeben find, find den Betriebsfonds aus dem Baufonds vier Prozent Zinfen 
des betreffenden Kapitals zu uͤberweiſen. 

Dem Staate ſteht für die von ihm beſeſſenen Aktien — einſchließlich 
der Behufs der Amortiſation erworbenen — in gleichem Umfange, wie den 
Peine Aktieninhabern, die Betheiligung bei den zu emittirenden neuen Aktien 
Litt. C. zu. 


H. 15. 


Der etwaige fernere Geldbedarf bei Erweiterung und Ausruͤſtung der im 
$. 13. aufgeführten Eiſenbahnen wird durch das Koͤnigliche Miniſterium fuͤr 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten feſtgeſtellt und ebenfalls durch Emiſ⸗ 
fion von Stammaktien aufgebracht, es ſei denn, daß die Ausgabe von Priori⸗ 
taͤtsobligationen Seitens des Verwaltungsrathes beſchloſſen und landesherrlich 
genehmigt wird. Bei der ferneren Emiſſton von Stammaktien foll allen In⸗ 
habern von Stammaktien, mithin Fünftig auch den Inhabern der Aktien Litt. C., 
nach Verhältniß ihres Aktienbeſitzes die Betheiligung al pari vorbehalten bleiben. 


$. 16. 
Die Aufficht uber die Beamten⸗, Penſions⸗ Wittwen⸗ und Unterſtuͤtzungs⸗ 


Kaſſe, ſowie uͤber die Kranken⸗, Spar⸗ und Invaliden⸗Kaſſe der „ 
5 un 


0 5 

und Unterbeamten wird von der Königlichen Direktion in gleicher Weiſe uͤber⸗ 
nommen, wie ſolche bisher von dem Direktorium der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gefuͤhrt worden iſt. Der Staat wird ſich hierbei die Verbeſſerung 
der Lage der dienſtunfaͤhig gewordenen Beamten, Arbeiter u. ſ. w. thunlichſt 
angelegen ſein laſſen. 8 

Veränderungen der Statuten der vorgedachten Unterſtuͤtzungsfonds, durch 

welche die von der Eiſenbahngeſellſchaft zu leiſtenden Beitraͤge uͤber resp. unter 
den jetzigen Durchſchnittsſatz von 120 Rthlr. pro Meile vermehrt oder vermin⸗ 
dert werden ſollten, beduͤrfen der vorherigen Zuſtimmung des Verwaltungsrathes. 


H. 4 75 


Alle, dieſem Vertrage entgegenſtehenden Beſtimmungen des Geſellſchafts—⸗ 
ſtatutes, ſowie der Nachträge zu demſelben, insbeſondere H. 7., 24., 26., 27. 
32., 34., 37., 38., 39., 40., 43., 44., 45. 40., 48. bis 54. des Statutes vom 
2. Auguſt 1841, der $$. 18., 19., 20., 22. Nr. 2. und 23. des zweiten Nach⸗ 
trags zum Statute vom 11. Auguſt 1843. und des H. 3. Alinea 2. und H. 4. 
des neunten Nachtrags zum Statute vom 12. Auguſt 1854. werden fuͤr die 
Dauer dieſes Vertrages aufgehoben. 


H. 18. : 


Der gegenwärtige Vertrag tritt mit dem erſten Tage des zweiten Mo⸗ 
nats nach ſeiner Publikation in der Geſetz-Sammlung, fruͤheſtens aber am 
1. Januar 1857. in Kraft. f 

Schon bevor der Vertrag in Kraft tritt, ſoll der jetzige Verwaltungs⸗ 
rath der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn befugt fein, mit Genehmigung des Herrn 
Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten den Inhabern der 
Aktien Litt. A. und B. wegen Zeichnung der Aktien Litt. C. die in H. 14. vorge⸗ 
ſchriebene praͤkluſiviſche Friſt zu ſtellen und bei Zeichnung dieſer Aktien Litt. C. 
eine fofortige Baareinzahlung bis zur Höhe von zwanzig Prozent zu fordern. 


$. 19. 


Dieſer Vertrag kann nur im Wege gegenſeitigen Uebereinkommens ab⸗ 
geaͤndert oder aufgehoben werden. 


So geſchehen Breslau, den ſiebenzehnten September Eintauſend acht 
hundert ſechs und funfzig. 


Ludwig Conſtantin v. Noſtitz. Friedrich Ra venſtein. Herrmann 

Friedlaͤnder. Johann Auguſt Franck. Johann Ferdinand Kraker. 

E. G. Schiller. Louis Reichenbach. Rudolph Becker. Moritz 

Schreiber. Simon Oppenheim. Moritz Landsberger. Alexander 
Conrad. Guſtav Eduard Promnitz. 


(r. 45314532.) (Nr. 4532.) 
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(Nr, 4532.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Oktober 1856., betreffend die Einſetzung einer be⸗ 
ſonderen Behörde für die Verwaltung und den Betrieb der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn. 28 


ur Ausführung der Beſtimmungen des $. 2. des mit der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft unterm 17. September 1856. abgeſchloſſenen Betriebsuͤber⸗ 
laſſungsvertrages ermächtige Ich Sie, für die Verwaltung und den Betrieb 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn eine Behörde unter dem Namen ‚Königliche 
Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn“ einzuſetzen, welche von Ihnen unmit⸗ 
telbar reſſortiren, in Breslau ihren Sitz nehmen und in Angelegenheiten der 
ihr übertragenen Geſchaͤfte alle Befugniſſe einer öffentlichen Behörde haben ſoll. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veroͤffentlichen. 


Berlin, den 13. Oktober 1856. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


